
Frau Dr. Hildebrandt (SPD):

Ich gründe meine Hoffnung darauf, daß ich es für eine politi­
sche Entscheidung halte, und daß ich denke, wenn wir diesen 
Verhandlungsauftrag mit dem nötigen Nachdruck auch an 
Herrn Krause bringen, der ja schon Verschiedenes nachverhan­
delt hat, dann besteht auch die Möglichkeit, es durchzusetzen.

(Beifall bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Da ist noch eine Frage.

(Zuruf: Ich beantrage die Überweisung der Sache 
an den Haushaltsausschuß.)

Zur Überweisung kommen wir noch. Im Moment sind wir bei 
Anfragen an Frau Hildebrandt. Dann geht es um Redebeiträge. 
Alles schön der Reihe nach. Also die Anfragen an Frau Hilde­
brandt sind erst einmal beendet. Es kann jetzt geredet werden. 
Das Wort hat der Abgeordnete Krause, CDU-Fraktion.

Ich kann Ihnen jetzt schon sagen, wer Paragraph 56 der Ge­
schäftsordnung kennt, der weiß, daß dies eine Finanzvorlage ist 
und daß sie ohne Stellungnahme des Haushaltsausschusses na­
türlich nicht verabschiedet werden kann. Das ist völlig klar. Bitte 
schön, der Abgeordente Krause.

Dr. Krause (CDU/DA):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mit Nachdruck das Anliegen unterstützen.

(Beifall)

Es ist korrekt und richtig, daß der erste Staatsvertrag bereits 
einen Passus erhält, den ich dankenswerterweise mit dem Kolle­
gen Ziel von der SPD-Fraktion seinerzeit aushandeln durfte, daß 
vor Ablauf der Fristen, die normalerweise zur Dynamisierung 
dienen, das ist die Jahresfrist, die Dynamisierung zu beginnen, 
verkürzt werden sollten. Es ist natürlich auch korrekt, darüber 
zu informieren, daß wir seinerzeit im Staatsvertrag am Verhand­
lungstisch den 1. Januar fixiert hatten für eine solche Verände­
rung, daß aber im Kabinett auch schon Vorstellungen diskutiert 
worden sind, am 1. November eine solche Veränderung zu tref­
fen.

Zur sachlichen Situation: Das Konzept, um die schrittweise 
Angleichung der Rentenversorgungssysteme zu garantieren, 
sieht letztlich vor, daß in den nächsten fünf Jahren etwa durch 
erheblich höhere Steigerungsraten in der Noch-DDR die Ren­
tenangleichung erreicht werden kann. Hier gibt es auch Äuße­
rungen von Bundesminister Blüm zu dieser Angelegenheit.

Grundsätzlich möchte ich darauf hinweisen, daß ich eine bes­
sere Chance sehe, dieses Problem, wenn ich den Auftrag vom 
Parlament bekomme, ab morgen im Aufträge des Parlaments an­
zusprechen, wenn wir die Empfehlung an den gemeinsamen 
Bundestag, der ab 3. Oktober tagen wird, zum Ausdruck bringen, 
daß wir empfehlen, daß entsprechend der möglichen Dynamisie­
rung - wobei ich die mögliche Dynamisierung als die mindest 
mögliche Dynamisierung unter dem Aspekt 10 % ansehe - für die 
Rentner in der DDR im Vorgriff eine Regelung getroffen wird.

Ich würde nicht empfehlen, daß wir einen Beschluß fassen, der 
erstens zu Irritationen selbst bei uns im Lande führt und der 
zweitens von seiner Beschlußkraft auf der Basis dessen, was wir 
im Einigungsvertrag heute festlegen, falls der Einigungsvertrag 
die Mehrheit bekommt, von der Rechtswirkung her nicht gege­
ben ist.

Wir hätten diesen Beschluß dann letzten Donnerstag zu treffen 
gehabt, damit in den Nach Verhandlungen, die ich am Montag ge­
führt habe, unter Artikel 9 Abs. 3 des Einigungsvertrages die Sa­
che unter der Maßgabe eines Beschlusses nachverhandelt wird.

Ich stelle hier im Auftrag der Fraktion der CDU den Antrag, 
daß wir eine Empfehlung beschließen, die an der Dynamisierung 
der Einkommen für die Berechnung der Renten orientiert und 
einen Mindestsatz von 10 % sichert. Allerdings, hier ist der Wi­
derspruch, Frau Hildebrandt, Sie haben das gesicherte Mindest­
einkommen heute wieder als Mindestrente bezeichnet. Das ist in 
der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion und im Einigungs­
vertrag sc nicht vereinbart. Das ist ein grundsätzlicher Fehler in 
der Argur lentation.

Das isf :in Mindesteinkommen und keine Mindestrente, und 
ich würde Sie bitten, diese Dinge korrekt wiederzugeben, so wie 
sie vereinbart sind. Danke schön.

(Vereinzelt Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Hier ist eine Frage. Die Abgeordnete Enkelmann. Bitte die 4 
anstellen.

Frau Dr. Enkelmann (PDS):

Unsere Fraktion begrüßt von vorn herein diese Gesetzesinitia­
tive und unterstützt sie voll und ganz. Zwei Fragen an Sie, Herr 
Dr. Krause. Bei wem, meinen Sie, könnte ein solcher Gesetzes­
text zu Irritationen in der DDR führen? Ich glaube, eher in der 
BRD.

Und dann eine zweite Frage: Welche Chance räumen Sie Emp­
fehlungen an den Bundestag ein?

Dr. Krause (CDU/DA):

Die Irritation entsteht aus einem ganz einfachen Sachverhalt. 
Wenn wir heute den Beschluß hier fassen, dann wird er von der 
Rechtskraft her auf jeden Fall bis zum 2. Oktober geltendes 
Recht sein unter den Bedingungen der Noch-DDR. Im Eini­
gungsvertrag war festgelegt, daß unter Artikel 9 Abs. 3 Beschlüs­
se, die nach der Unterzeichnung des Einigungsvertrages gefaßt 
werden, auszuhandeln sind. Die Frist des Aushandelns ist in der 
letzten Volkskammersitzung für diese Beschlußlage abgelaufen. 
Insofern ist meiner Auffassung nach ein Beschluß eine Irrita­
tion, weil nicht gesichert ist, daß dieser Beschluß auch als fort­
geltendes Recht nach dem 3. Oktober als gesichert gilt.

Zweitens: Ich gehe davon aus, daß eine Empfehlung, die wir 
hier beschließen, wesentlich geeigneter und günstiger durchzu­
setzen ist als ein Beschluß, weil wir mit den Partnern in der Bun­
desrepublik Deutschland verabredet haben, daß alle zusätzli­
chen Vorstellungen, die wir für das Gebiet der DDR entwickeln, 
als erste Arbeitsaufgabe für den gesamtdeutschen Gesetzgeber 
günstiger einzubringen sind als Empfehlung aus den vorge­
nannten Gründen.

Ich würde aus meiner Sicht wesentlich günstigere Verhand­
lungserfolge für mich selbst sehen, ohne hier natürlich die Zusa­
ge machen zu können, daß wir diesen Punkt erreichen, wenn wir 
dieser Empfehlung uns mehrheitlich anschließen können. Dan­
ke schön.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Eine Frage von 5 noch.

Dr. Krause (CDU/DA):

Vielleicht darf ich sagen, ich möchte nicht mehr als zwei Fra­
gen beantworten.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Dann eine Punkt 5 und eine Punkt 4.


